
GP 1.1 Feminismus ins Grundsatzprogramm!

Antragsteller*in: Kirsten Bock (KV Plön)

Änderungsantrag zu GP 1

Von Zeile 9 bis 15:
Dabei ist die Herausforderung anzunehmen, einerseits die für Frauen typischen noch immer
bestehenden offenen und strukturellen geschlechtsspezifischen Benachteiligungen klar als solche zu
benennen und andererseits dem gesellschaftlichen Zwang einer binärendie binäre Systematik zu
begegnenin Recht und Gesellschaft aufzulösen.

In einem eigenen Kapitel zu Grünem Feminismus ist hierzu eine differenzierte Positionierung zu
entwickeln, dasdie Machtassymetrien und Ausschlussmechanismen begegnet und unserem politischem
Handeln eine klare Orientierung geben kann.

Begründung

Feminismus steht heute nicht mehr nur für Geschlechtergerechtigkeit, sondern wendet sich gegen alle
Diskriminierungsformen, dem sog. intersektionalen Ansatz. Wesentlich für Diskriminierungen ist das
Ausleben von Machtasymetrien zwischen Menschen. Grundlage der Machtasymetrien sind offene,
oftmals tradierte Praktiken und Überzeugungen sowie eher versteckte strukturelle Gegebenheiten in
Recht und Gesellschaft (nicht nur zwischen weißen Mittelschichtsmännern und -frauen). Typisch für alle
Formen der Diskriminierung ist heute das Nichtinfragestellen bestehender Machtungleichgewichte.
Einem solchen unkritischen Verständnis gilt es entgegenzuwirken. Dabei ist deutlich zu machen, dass
strukturelle Diskriminierungen nicht nur, aber typischerweise Frauen treffen. So werden zB Männern, die
Erziehungsarbeit leisten, ebenso diskriminiert wie Frauen. Das bestehende Dienstreiserecht ist ein
typisches Beispiel für strukturelle Diskriminerung durch Nichtberücksichtigung von Erziehungsarbeit
unabhängig von dem Geschlecht. Zielsetzung grüner Politik sollte es daher sein, die in Recht und
Gesellschaft inhärenten Diskriminierungsformen herauszuarbeiten und Lösungsmöglichkeiten und
-strategien zu entwickeln.

Unterstützer*innen

Sybille Duckek (KV Plön)
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